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Umgang mit Anträgen nach § 148 AO in Zusammenhang mit der Aufrüstung elektronischer 
Aufzeichnungssysteme mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung (TSE) 
 
Durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulatio-
nen an digitalen Grundaufzeichnungen vom 22. 
Dezember 2016 wurde § 146a Abgabenord-
nung (AO) eingeführt. Demnach besteht ab dem 
1. Januar 2020 die Pflicht, elektronische Auf-
zeichnungssysteme im Sinne des § 146a Abs. 
1 Satz 1 AO i. V. m. § 1 Satz 1 KassenSichV 
sowie die damit zu führenden digitalen Auf-
zeichnungen durch eine zertifizierte technische 
Sicherungseinrichtung (TSE) zu schützen. Mit 
BMF-Schreiben vom 6. November 2019 (Az.: IV 
A 4 - S 0319/19/10002 :001,2019/0891800; 
BStBl. 2019 S. 1010) wurde klargestellt, dass 
die technisch notwendigen Anpassungen und 
Aufrüstungen umgehend durchzuführen und die 
rechtlichen Voraussetzungen unverzüglich zu 
erfüllen sind. Zur Umsetzung einer flächende-
ckenden Aufrüstung elektronischer Aufzeich-
nungssysteme im Sinne des § 146a AO wird es 
jedoch nicht beanstandet, wenn diese elektroni-
schen Aufzeichnungssysteme längstens bis 
zum 30. September 2020 noch nicht über eine 
TSE verfügen. Auch mit Schreiben vom 
30.06.2020 an die Bundesverbände hat das 
BMF ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die 
Notwendigkeit einer Verlängerung der Nichtbe-
anstandungsregelung seitens des Bundesmi-
nisteriums der Finanzen nicht gesehen wird.  
 
Bereits zum jetzigen Zeitpunkt ist allerdings ab-
sehbar, dass vielen Unternehmen eine Umset-
zung der gesetzlichen Anforderungen bis zum 
Ablauf der Frist am 30. September 2020 nicht 
möglich sein wird. Die mit der Infektionskrank-
heit COVID-19 verbundenen Einschränkungen 
des öffentlichen Lebens und die kurzfristige, pri-
oritäre Umstellung der Kassensysteme im Hin-
blick auf die befristete Absenkung der Umsatz-
steuersätze vom 1. Juli 2020 bis zum 31. De-
zember 2020 können in Einzelfällen durchaus 
zu erheblichen Verzögerungen bei der Imple-
mentierung der TSE führen. Zudem sind bisher 
noch keine cloudbasierten TSE-Lösungen zerti-
fiziert worden. Unternehmen, die sich für eine 
cloudbasierte TSE-Lösung entschieden haben, 
wird es daher mit hoher Wahrscheinlichkeit un-
möglich sein, ihr Kassensystem bis zum 30. 

September 2020 mit einer zertifizierten TSE 
auszurüsten. In begründeten Einzelfällen wäre 
auf Antrag ggf. eine befristete Buchführungser-
leichterung nach § 148 AO zu gewähren, wenn 
ein Kassenhersteller oder ein anderer Dienst-
leister im Kassenbereich nachweislich mit der 
fristgerechten Implementierung einer TSE be-
auftragt worden ist, dies situationsbedingt, vom 
Unternehmer unverschuldet, jedoch nicht um-
gesetzt werden kann.  
Um etwaige Antragsfluten zu vermeiden, wird 
aus Billigkeitsgründen, ohne Erfordernis eines 
Antrages, eine Erleichterung gemäß § 148 AO 
längstens bis zum 31. März 2021 gewährt und 
damit das Nichtvorhandensein einer TSE nicht 
beanstandet, wenn  
 
a) bis spätestens 30. September 2020 ein Kas-

senfachhändler, ein Kassenhersteller oder 
ein anderer Dienstleister im Kassenbereich 
mit dem fristgerechten Einbau einer TSE 
nachweislich beauftragt worden ist, 
 

b) bei geplantem Einsatz einer cloudbasierten 
TSE, der fristgerechte Einsatz nachweislich 
bis zum 30. September 2020 beauftragt 
wurde. 

 
Die Erleichterung nach § 148 AO gilt bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen als gewährt.  
Im Grundsatz bleibt es dabei, dass die tech-
nisch notwendigen Anpassungen und Aufrüs-
tungen der elektronischen Aufzeichnungssys-
teme, soweit möglich, umgehend durchgeführt 
werden müssen und die rechtlichen Vorausset-
zungen unverzüglich zu erfüllen sind. Die Nach-
weise sind mit der Verfahrensdokumentation 
zur Kassenführung nach den allgemeinen Auf-
bewahrungsfristen aufzubewahren und auf Ver-
langen vorzulegen.  
Unternehmen, die z.B. bei einer Kassen-Nach-
schau oder Außenprüfung nach dem 
01.10.2020 und vor dem 01.03.2021 keine ver-
bindliche Zusage über den Einbau nachweisen 
können, verstoßen wissentlich gegen § 146a 
AO mit der Folge einer Ordnungswidrigkeit 
gem. § 379 Abs. 1 Nr. 4 oder Nr. 5 AO. 


